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Neuaufbau: die Gründung der Gewerkschaft
Gartenbau, Land- und Forstwirtschaft (1945-1953)

Am Ende des Zweiten Weltkr iegs hatte die NS-Diktatur Deutschland und weite Tei le Europas in
eine gigant ische Trümmerwüste verwandelt .  Eine Unzahl von Menschen, besonders die lüdische
Bevölkerung des Reichs und der eroberten Gebiete und viele Mi l l ionen von Männern, Frauen und
Kindern  vor  a l lem aus  Po len  und der  Sowje tun ion ,  war {n  der  NS-Mordmasch iner ie  zum 0pfer
ge fa l len .  H inzu  kamen z ig  Mi l l ionen Gefa l lener  und noch e inmalzah l lose  Z iv i l i s ten ,  d ie  in  den
Kampfhandlungen und Bombardierungen umgekommen waren. Die Kämpfe und Bombardierungen
hatten aber nicht nur viele Städte zerstört .  sondern auch weite Ackerf lächen verwüstet.  Felder und
Weiden vermint, Vieh getötet oder fortgetrieben, Erntevorräte und Saatgut vernichtet. Selbst viele
agrar isch geprägte Gebiete waren zum Kriegsende nicht mehr in der Lage, sich selbst zu ernähren.
In weit  stärkerem Maße als nach dem Ersten Weltkr ieg strömte nun ein Mi l l ionenheer vertr iebener
und gef lohener Menschen in der Hoffnung auf Nahrung und Behausung gerade auch in die länd-
l ichen Gebiete und DörferWest-.  aber auch Mit teldeutschlands. Und anders als nach dem Ersten
Weltkr ieg war das Reichsgebiet von den Siegern besetzt und in vier Besatzungszonen aufgetei l t
worden, in denen sie die Regierungsgewalt  ausübten.

Nachdem die Potsdamer Konferenz der Siegermächte im Jul i /August 1945 die Neugründung von
Gewerkschaften auch off iz iel l  gestattet  hatte,  sahen sich die al l i ierten Behörden in den folgenden
Monaten einem wahren Antragsboom hinsicht l ich der neuerl ichen Zulassung von Gewerkschaften
gegenüber.  Einigkeit  herrschte im Lager der Besatzungsmächte darüber,  solche Neuzulassungen
zunächst nur auf lokaler Ebene zu ermögl ichen. Und tatsächl ich kam es tei lweise berei ts vor dem
endgült igen Ende der Kampfhandlungen zu einer überraschenden Fül le von ört l ichen Zusammen-
schlüssen derverschiedensten Art .  Solche lni t iat iven hatten zunächstsicherl ich in erster Linie das
Ziel ,  die Produkt ion wieder in Gang zu br ingen und die drängendsten Nöte der Bevölkerung zu l in-
dern. lm Vordergrund stand die Beschaffung von Lebensmitteln,  Kleidung, von Brennmater ial ien
und Wohnraum. ökonomische und gesel lschaftspol i t ische Neuordnungsvorstel lungen traten hinter
den gravierenden Al l tagsproblemen zurück.

Unter diesen Bedingungen vol lzog sich der Wiederaufbau der Gewerkschaften mit  bemerkenswer-
ter Schnel l igkeit .  Aus den zerspl i t terten Richtungsgewerkschaften der Kaiserzeit  und der Weimarer
Republ ik entstand nun binnen weniger Jahre ein weltanschaul ich plural ist ischer und parteipol i -

t isch unabhängiger Verband von autonomen Branchengewerkschaften -  al lerdings mit  Ausnahme
von Tei len derAngestel l ten und auch der Beamten. Am l2.Oktober 1949wurde in München der
Deutsche Gewerkschaftsbund (DGBI als Zusammenschluss von 16 Mitgl iedsgewerkschaften aus
der Taufe gehoben.



(l ) Gewerkschaftsarbeit unter Besatzungsrecht (1945-1949)

Die Gründung einer übergrei fenden Gewerkschaft für al le Arbeitnehmer im Bereich der Land- und
Forstwirtschaft sowie im Gartenbau sollte sich indes alles andere als einfach erweisen. Gerade in
den west l ichen Besatzungszonen waren die Beschäft igten auf eine Vielzahl zumeist k leinerer und
mittlerer Betriebe verteilt, in denen sich die Arbeiter und Arbeiterinnen nicht selten weniger als
Arbeitnehmer denn als Mitgl ied der bäuerl ichen Produkt ionsgemeinschaft  verstanden. Und dadurch,
dass die großen Gutsbetriebe Ostdeutschlands und insbesondere der ostelbischen Gebiete als Rekru-
tierungsgebiete wegfielen, wurde die Landarbeitergewerkschaft ihrer 0rganisationsschwerpunkte
aus der Zeitvor der NS-Dilctatur beraubt. Dennoch knüpften auch die Landarbeiter an die gewerk-

schaftlichen Traditionen der Vorkriegszeit mit bemerkenswerter Schnelligkeit an.r13

In Bayern hatten sich bereits kurz nach dem Einmarsch alli ierter Besatzungstruppen an verschie-
denen 0rten ehemalige Mitgl ieder und Funkt ionäre der vormal igen Landarbeiterverbände zusam-
mengefunden und mehr oder minder fest inst i tut ional is ierte Zusammenschlüsse gebi ldet.  In Mün-
chen kam es zur Gründung eines , ,Vereins der Münchener Gewerkschaften",  in dem die Land- und
Forstarbeiter,  Gärtner und Melker zunächst eine Sekt ion der Gewerkschaft  Nahrung und Genuss
bi ldeten. Am 15, Juni 1946 kam dann in München eine Konferenz der Land- und Forstarbeiter des
Landes zusammen, die sich als ,,Landesgewerkschaft Land- und Fortwirtschaft" konstituierte; hier-
für hatte die Mi l i tärregierung schon am 11. Jul i  1946 die nöt ige Lizenzfür ganz Bayern ertei l t .

Auch in Baden-Württemberg ging der Wiederaufbau der Agrargewerkschaft  zunächst von lokalen
Initiativen aus, die am 3. August 1946 in die Gründung eines ,,Arbeitnehmerverbands für Gartenbau,
Land- und Forstwirtschaft" innerhalb des Gewerkschaftsbundes Württemberg-Baden mündeten.
Schon zuvor, noch im November 1945, hatten deren örtliche Vorläuferfür die Beschäftigten der
württembergischen Staatsforsten einen ersten Tarifuertrag ausgehandelt.rra

In Hessen vollzog sich der Aufbau ebenfalls von unten. Hier konstituierte sich am 29. Mai 1946 eine
Gewerkschaft ,,Land- und Forstwirtschaft". lhr gehörte auch eine Fachgruppe ,,Forstbeamte und
-angestel l te" an. Paral lel  kam es hier zur Gründung einer , ,Gewerkschaft  Forstwir tschaft" ,  die von
Heinr ich Pusch gelei tet  wurde. Pusch war schon in der Weimarer Republ ik in der gewerkschaft-

l ichen 0rganisat ion der Forstbeamte und -angestel l ten in diesem Bereich hervorgetreten. Die
Gewerkschaft Forstwirtschaft versuchte nun, alle Arbeitnehmer - Arbeiter, Angestellte und Beamte
- in ihrer 0rganisat ion zu sammeln.

LliVgl. zum Folgenden neben den einschlägigen Protokollen und Geschöftsberichten insbes. die Arbeit von Hermann Hunger, Weichen-
stellungen. lahre der Entscheidungfür die GGLF, hrsggegeb. von der IG BAU, Frankfurt a. M. 2000; in ihr nimmt die Gründungsge-
schichte der GGLF einen breiten Raum ein.
11aZur Entwicklung in Süddeutschland vgl. allgemein Georg Höfele-lansche, Der AuJbau der Gewerlcschaft Gartenbau, Land- und Forst-
wirßchaft (GGLF) in Süddeutschland von 1945 bis zum Vereinigungsverbandstag 1949, Diplomarbeit, StuttgarfHohenheim 1983.
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In der französischen Zone erschwerte die Haltung der Besatzungsmacht den Aufbau der Gewerk-
schaftsorganisat ion. Hier kam es zunächst in wenigen Gebieten zu Zusammenschlüssen zumeist
von Forstarbeitern. Al lein in Rheinland-Pfalz gelang zum Jahresende 1946 ein Zusammenschluss
von zunächst nur fünf ört l ichen 0rganisat ionen, deren Zahl bis Ende 1948 dann auf 23 Kreisver-
bände anst ieg.

In Niedersachsen bi ldeten die ört l ichen 0rganisat ionen zunächstfast ausnahmslos übergrei fende
(nicht nach Branchen untertei l te l  Gewerkschaften. Am 28. November 1946 wurde die , .Al lgemeine
Gewerkschaft  Niedersachsen" gegründet,  der die Mitgl ieder der verschiedenen Branchen und
Berufe direkt angehörten. Zur Wahrung speziel ler beruf l icher und wirtschaft l icher Interessen wur-
den selbstständige Wirtschaftsgruppen geschaffen, darunter auch eine für den Bereich , ,Haus-,
Land- und Forstwir tschaft" .  Angesichts des Zuspruchs, den die Nat ionalsozial isten vor 1933 gerade
in den ländl ichen Gebieten hatten verbuchen können, sah diese in der gewerkschaft l ichen Erfas-
sung auch der  länd l i chen Arbe i tnehmer  e inen Schwerpunkt  ih re r  Tä t igke i t .  A ls  d ie  A l lgemeine
Gewerkschaft  Niedersachsen im März 1946 aufgelöstwurde - um die Gründung des Deutschen
Gewerkschaftsbundes für die br i t ische Zone zu ermögl ichen - verfügte sie über 18 hauptamtl iche
Gewerkschaftssekretäre für die Land- und Forstarbeiter.

Anders als in Niedersachsen vol lzog sich der gewerkschaft l iche Aufbau in den übrigen Gebieten
der br i t ischen Besatzungszone nach dem übl ichen Muster,  d.  h.  getrennt nach Branchen oderWirt-
schaftszweigen. In Schleswig-Holstein und Hamburg bi ldete sich aus lokalen Gewerkschaftsorga-
nisat ionen der Bezirk Nordmark. lm neu gebi ldeten Land Nordrhein-Westfalen schlossen sich die
lokalen Gruppen zu den Bezirken Nordrheinprovinz und Westfalen zusammen.

Die Zusammenführung der organisator isch voneinander zunächst unabhängigen Gewerkschafts-
bezirke bi ldete den nächsten Schri t t  auf dem Weg zur Vereinigung im west l ichen Tei l  Deutschlands.
Er war von zahlreichen Konf l ikten und tei lweise heft igen persönl ichen Auseinandersetzungen
begleitet. Am 29. und 30. März 1946 fand in Hannover eine erste Zonenkonferenz statt, die unter
dem l l tel  , ,Gewerkschaft für Gartenbau, Land- und Forstwir tschaft"  (GGLF) den Zusammenschluss
al ler bestehenden Gewerkschaftsbezirke in der br i t ischen Besatzungszone unter Einschluss des
Landes Bremen beschloss. Auf eine Satzung einigen konnten sich die 38 abst immungsberecht igten
Delegierten der vier Bezirke Nordmark, Niedersachsen, Westfalen und der Nordrheinprovinz al ler-
dings nicht.

Die zweite Zonenkonferenz der GGLF der br i t ischen Zone, die vom 6. bis zum 8. September 1947 in
Gehrden bei Hannover statt fand, brachte die sicherl ich auch persönl ich motiv ierten Spannungen
zwischen einzelnen Funkt ionären der 0rganisat ion auf höchst unvortei lhafte Weise zum Ausdruck.
Bei der Satzungsberatung ergaben sich unüberbrückbare Gegensätze zwischen den Delegierten
des Bezirks Nordmark und den übrigen Delegierten in der Frage, ob die 0rganisat ion zentral  oder



föderal  aufgebaut werden sol l te.  Angeführt  von ihrem Bezirksvorsi tzenden Bresk ver langten die
Vertreter der Nordmark einen föderalen Aufbau, bei dem die Finanzhoheit  den Bezirken vorbehal-
ten bleiben sol l te und dem Zonenvorstand kaum mehr als die Rol le eines Koordinators verbl ieben
wäre .  Nachdem s ich  e ine  Mehrhe i t  der  De leg ie r ten  en tsprechend dem Vorb i ld  der  übr igen
Gewerkschaften für eine zentrale Lösung entschieden hatte, verweigerten die Vertreter der Nord-
mark diesem Entschluss ihre Anerkennung und verl ießen unter Protest die Zonenkonferenz. Es
bedurf te einer Vermit t lungsakt ion des DGB-Bundesvorstands der br i t ischen Besatzungszone, um
die innergewerkschaft l iche Spaltung zu überwinden. Bresk übernahm daraufhin das Amt des Zwei-
ten Zonenvorsi tzenden und zweiweitere Vertreter des Bezirks Nordmarktraten dem in Gehrden
gewählten Vorstand bei.

Damitwaren die Turbulenzen innerhalb der 0rganisat ion al lerdings immer noch nicht beendet.  Ins-
besondere die Wahl des Ersten Vorsitzenden der Zonengewerkschaft, Ernst Rehfeld, erwies sich
bald als eklatante Fehlbesetzung. Auf dem Vereinigungsverbandstag der GGLF der amerikanischen,
br i t ischen und französischen Besatzungszone im Jul i  1949 wurde er als , ,eine Art  pol i t ischer Hoch-
stapler" bezeichnet, der nach seiner .,Entlarvung" versucht hatte, mit veruntreutem Geld aus dem
Eigentum der Gewerkschaft  das Weite zu suchen, ehe er schl ießl ich verhaftet wurde. Aber auch
den nach dieser dramatischen Episode dann an seine Stel le aufrückenden Zweiten Vorsi tzenden
Paul Bresk zwangen Unstimmigkeiten mit Bezirkssekretären und sein diktatorischer Führungsstil
gegen Ende des Jahres 1948 ebenfal ls zur Aufgabe seines Postens. Erst die kommissarische Über-
nahme des Amtes des Zonenvorsi tzenden durch Fr iedr ich Greve führte die 0rganisat ion in ein ruhi-
geres Fahrwasser.rr5

Schon an der Zweiten Zonenkonferenz in Gehrden hatten Landarbeitervertreter aus Süddeutschland
tei lgenommen. Vor dem Hintergrund der Auseinandersetzung innerhalb der GGLF der br i t ischen Zone
vergingen aber noch fast zwei Jahre, ehe sich die westdeutschen Landarbeitergewerkschaften auf
dem Vereinigungsverbandstag der Gewerkschaften Gartenbau, Land- und Forstwirtschaft der Briti-
schen, Amerikanischen und Französischen Zone im Jul i  1949 in Hannoversch Münden zusammen-
schließen konnten. Erst zu diesem Zeitpunkt endete auch eine Phase heftiger Auseinandersetungen
mit der Gewerkschaft öffentliche Dienste, Transport und Verkehr. Sie hatte wiederholt die Einbezie-
hung der Forstarbeite1 angestellten und -beamten der öffentlichen Körperschaften in ihren 0rganisa-
tionsbereich beansprucht; auch hier war eine Schlichtung des DGB erforderlich gewesen.rr6

Die gewerkschaft l ichen Ziele der GGLF sol l ten entsprechend der auf dem Vereinigungsverbandstag
beschlossenen Satzung , ,unter Ausschluss al ler parteipol i t ischen und rel igiösen Fragen" verfolgt
werden - die Spaltung in einen freigewerkschaftlich und einen christlich-national orientierten Ver-
band war damit überwunden. Und die Einbeziehung der Melker und Gärtner in die neue 0rganisa-
t ion zeigte an, dass nunmehr sämtl iche Berufe im Agrarbereich von einer Gewerkschaftsorganisa-
tion vertreten werden sollten. Die Satzung lehnte sich weitgehend an die mittlerweile von den

ltsZur Wahl Greves unil den vorausgegangenen Querelen siehe auch GGLF (Hg.), Auferordentliche Zonenkonferenz der Gewerkschaft
Gartenbau, Land- und Forstwirtschaft (Britische Zone), Hannoversch Münden 1949.
tt6Vgl. hierzu wiederum Hunger, Weichenstellungen, Teil L
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Bundesorganen des DGB ausgearbeitete Mustersatzung und damit an die Regelwerke der übrigen
Industr iegewerkschaften an. Beitragshöhe, Gehälter,  Unterstützungen und das Verwaltungssystem
wurden zentral  geregelt  und die Finanzhoheitwurde so dem Hauptvorstand übertragen.r lT

Der organisator ische Aufbau der GGLF sol l  an dieser Stel le nicht im Einzelnen geschi ldert  werden.
ln seinen Grundzügen entsprach er demjenigen der übrigen Gewerkschaften. Insgesamt wurde auf
eine ausgewogene Präsenz von haupt- und ehrenamtl ichen Vertretern in den Entscheidungsgre-
mien Wert gelegt.  So musste die Zahl der Letzteren dielenige der hauptamtl ichen Mitgl ieder in den
Landesbezirksvorständen immer mindestens um eine Person übersteigen. Anders als in anderen
Gewerkschaften hatten die Mitgl ieder des Hauptvorstands auf den Gewerkschaftstagen (und auch
im Gegensatz zum DLV) qua Satzung nur ein beratendes St immrecht.  Auch die Mitgl ieder des
Hauptausschusses und der Revisionskommission - also der wicht igsten innergewerkschaft l ichen
Kontrol lgremien - durf ten nicht Angestel l te der Gewerkschaft  sein.

D ie  S te l lung der  GGLF in  ih rem 0rgan isa t ionsbere ich  war  a l le rd ings  zunächs t  a l les  andere  a ls
unangefochten. Zunächst mussten Grenzstrei t igkeiten mit  der Gewerkschaft  Holz und der Gewerk-
schaf t  öTV be ige leg t  werden,  da  be i  be iden insbesondere  d ie  0 rgan isa t ion  der  Waldarbe i te r ,
-angestel l ten, und -beamten (die ja oft  im öffent l ichen Dienst beschäft igtwaren) denkbar gewesen
wäre. Zugleich beharrte die Gewerkschaft  Forstwir tschaft ,  insbesondere ihr hessischer Landesver-
band unter Heinr ich Pusch, zunächst auf ihrer Unabhängigkeit  und bemühte sich unter Verweis auf
das in der Forstwir tschaft  l iegende gewerkschaft l iche 0rganisat ionspotenzial  noch am 1. 0ktober
1949 um eine eigenständige Mitgl iedschaft  im DGB. Letzt l ich ver l ief  dieser Versuch im Sande. lm
Sommer 1950 traten die Mitgl ieder der Forstgewerkschaft  zur GGLF über.118

,,Gelbe",  wir tschaftsfr iedl ich ausgerichtete 0rganisat ionen von Arbeitnehmern im Agrarbereich
so l l ten  anders  a ls  noch in  derWeimarer  Repub l ik  au f  Dauer  chancen los  b le iben.  Das  be t ra f
Abspa l tungen der  Me lker ,  d ie  s ich  1948 im Geb ie t  um Kö ln  gegenüber  der  GGLF se lbs ts tänd ig
gemacht hatten und die 1952 in der Gründung eines,,Al lgemeinen Melkerbundes" mündeten. Die
Auseinandersetzungen zwischen der GGLF und dem Melkerbund, der zudem von einem ehemaligen
SS-Standartenführer gelei tetwurde, hiel ten bis in die zweite Hälf te der 1950er-Jahre an, ehe sich
die wenigen verbl iebenen Mitgl ieder schl ießl ich in die Arme des ebenso bedeutungslosen Christ-
l ichen Gewerkschaftsbundes (CGB) f lüchteten.r ls Und es betraf eine , ,Gewerkschaft  ländl icher
Berufe",  die sich Ende 1952 - of fenkundig mit  kräft iger Unterstützung der ört l ichen Arbeitgeberor-
ganisat ion, des Niedersächsischen Landvolks -  im Kreis Lauenburg gegründet hatte.  Auch in ihr
fanden zahlreiche DAF- und Reichsnährstandsfunkt ionäre, SA- und SS-Leute Unterschlupf.  Grö-
ßere Wirkung konnte sie jedoch selbst im restaurat iven Kl ima der 1950er-Jahre nicht entfal ten.

tvGGLF (Hg.), Vereinigungsverbandstag der Gewerkschaften Gartenbau, Land- und Forstwirtschaft der Britischen, Amerikanischen
und Französischen Zone, Hannoversch Münden 1949.
118Vgl. hierzu Hunger, Weichenstellungen, S. 260 f.
I9GGLF (Hg.), Gelbe Spalter in der Landwirtschaft. Eine Schrift zur AuJkkirung über den gelben Melkerbund, Hannoversch Münden
1955.



Lohnverbesserungen waren nach Kriegsende zunächst nur unter großen Schwier igkeiten mögl ich,
Zu den nat ionalsozial ist ischen Best immungen, die die Löhne nach oben begrenzt hatten, t rat  im

0ktober 1945 die Kontrollratsdirektive Nr. 14, welche die Löhne generell auf ihrer damaligen Höhe

fixierte. Allerdings richtete sich das Interesse der Arbeitnehmer zu diesem Zeitpunkt angesichts
derfastvol lständigen Entwertung der noch im Umlauf bef indl ichen Reichsmark ohnehin kaum auf

Lohnverbesserungen, sondern auf höhere Zutei lungen der str ikt  bewirtschafteten Lebensmittel  und
anderer Güter des tägl ichen Bedarfs.  Die . . lndustr ial  Relat ion Direct ive No.40" vom 29. Apri l  1948
ermögl ichte dann Lohnerhöhungen von bis zu 15 Prozent und gab den Gewerkschaften erstmals
wieder Raum für tarifpolitische Aktivitäten, ehe im November 1948 der Lohnstopp durch ein Gesetz
des Frankfurter Wirtschaftsrats endgültig aufgehoben wurde. Die Einführung der Deutschen Mark
in den west l ichen Besatzungszonen am 21. Juni 1948 und die damit einhergehende Aufhebung der
Bewirtschaftung für die meisten Gebrauchsgüter hatten mit t lerwei le dafür gesorgt,  dass den erziel-
ten Einkommen auch ein reales Angebot an Gütern und Dienst leistungen gegenüberstand.

Die GGLF stand nun vor der Aufgabe, den Beschäft igten im Agrarbereich ihren Antei l  am auch in

der Landwirtschaft so furios einsetzenden Wirtschaftswunder zu sichern.

(2) Die GGLF im Deutschen Gewerkschaftsbund (1949-1953)

Die seit  dem 12. 0ktober 1949 im Deutschen Gewerkschaftsbund (DGB) zusammengeschlossenen
zunächst 16 Einzelgewerkschaften waren mitweitgespannten Zielen und gesellschaftspolitischen

Ordnungsvorstel lungen an den Start  gegangen. Unter dem Vorsi tz Hans Böcklers ver langten sie

nicht nur eine Verstaat l ichung der , ,Schlüssel industr ien",  sondern darüber hinaus eine gleichbe-

recht igte Betei l igung der Arbeitnehmer an al len Bereichen des wir tschaft l ichen Lebens. Al lerdings
zeigte sich bald, dass sich für Sozial is ierungsvorhaben und Wirtschaftsplanung vor dem Hinter-
grund des in den frühen 1950er-Jahren einsetzenden Wirtschaftsbooms keine gesellschaftlichen

und parlamentar ischen Mehrheiten f inden l ießen. Der Aufschwung durch den Koreakrieg und das
Wirtschaftswunder l ießen die Arbeits losenquote, die 1950 noch bei 11 Prozent gelegen hatte, bis
1955 auf 5,6 Prozent sinken. Trotz des Zustroms von Mil l ionen von Flücht l ingen und Vertr iebenen
und der  langsam e inse tzenden,  dann aber  schne l l  zunehmenden Erwerbsarbe i t  von  Frauen
herrschte sei t  Ende der Fünfziger lahre Vol lbeschäft igung und bald auch Arbeitskräftemangel,  der
die Löhne und Gehälter der Beschäftigten schnell steigen ließ und der von Wirtschaftsminister
Ludwig Erhard propagierten ,,sozialen Marktwirtschaft" eine breite Akzeptanz auch im Arbeitneh-
merlager verschaffte.

Damit er ledigte sich auch eine Forderung gewissermaßen von selbst,  die in den ersten Jahren
nach dem Krieg brei t  diskut iertwurde: Eine Bodenreform sol l te die pol i t ische und wirtschaft l iche
Macht (der in Westdeutschland al lerdings nicht mehr sehr zahlreich vorhandenen) Großgrundbe-
si tzer brechen und zugleich durch eine verstärkte Reagrar is ierung das Flücht l ingsproblem mindern

Löhne und
Lebensbedin-
gungen

Bodenreform?

)



Lage der
Landwirtschaft

helfen. Wie schon nach dem Ersten Weltkr ieg konnte ein solch massiver Eingri f f  in die agrar ischen
Eigentumsverhältnisse angesichts von Lebensmittelrationen von zeitweilig kaum mehr als 1.000 Kalo-
r ien pro Person und des weitverbrei teten Hungers der Bevölkerung aus Angst vor einer weiteren
Verschlechterung der Nahrungsmittelversorgung nicht durchgesetzt werden. Zugleich st ießen die
Bodenreformpläne in Westdeutschland auf eine wirkungsvol le 0pposit ion, nachdem sich die agra-
r ischen Arbeitgeber 1948 unter Führung von Andreas Hermes zum ,,Deutschen Bauernbund e.V. -

Vereinigung der Deutschen Bauernverbände" zusammengeschlossen hatten.r20

Die Niederlage der Gewerkschaften im Kampf um die Erweiterung der pari tät ischen Mitbest im-
mung über den Montanbereich hinaus im Jahr 1952 und der überwält igende Wahlsieg der 1949 erst
mit  knapper Mehrheit  an die Macht gelangten Bundesregierung unter Konrad Adenauer bei der
Bundestagswahl des Jahres 1953 zwangen die Gewerkschaften schl ießl ich, ihre Hoffnungen auf
eine Demokrat is ierung der Wirtschaft  zurückzustel len.r2l  Stattdessen rückte gewerkschaftsüber-
grei fend einmalmehr die Tarl fpol i t ik in das Zentrum ihrerArbeit .  Das galt  auch für die GGLF. Denn
obwohl zweifel los der rasante Aufschwung der industr iel len Produkt ion als das markanteste Cha-
rakter ist ikum der wir tschaft l ichen Entwicklung in der frühen Bundesrepubl ik Deutschland anzuse-
hen ist ,war es keineswegs so, dass derwirtschaft l iche Boom am primären Sektorvorbeiging.

Angesichts der Zerstörungen der Kriegszeit  und der chaot ischen Verhältnisse der unmit telbaren
Nachkriegszeit  er lebte die deutsche Landwirtschaft  binnen weniger Jahre einen auch im Rückbl ick

verbl üff e nd en Wied e ra ufstie g. D ie Ernteerträ ge
in den wicht igsten Erzeugungsbereichen lagen
berei ts 1949 wieder auf Vorkr iegsniveau. Daran
änderten auch noch vorhandene Preisstopps
sowie staat l iche Abgabensysteme und -quoten

fürwicht ige Güterwie Kartoffeln und Getreide
nichts;  die auf dem schwarzen und grauen
Markt zu erzielenden Gewinne boten genügend
Produkt ionsanreize. Die Flächenerträge nah-
men dank eines verstärkten Einsatzes von ver-
bessertem Saatgut,  Mineraldünger,  wirksamen
Pf la nzensc hutzm itte ln {die G rundstoff e d er bei-
den Letztgenannten wurden nun nicht mehr von
der Kriegsindustr ie absorbiert)  und import ierten

-3 Futtermitteln rasant zu. Hinzu kamen erste
staat l iche Flurbereinigungsmaßnahmen, die

größere und zusammenhängendere Produkt ionseinheiten ermögl ichten. Auch Mit tel-  und Kleinbe-
tr iebe begannen nun, ausgestattet  mit  staat l ichen Krediten (nicht zuletzt  aus Mit teln des Marshal l -
Plans) Arbeit  durch Kapital  zu ersetzen. Al lein der Traktorenbestand verdrei fachte sich in West-
deutschland berei ts zwischen 1949 und 1953. '22

t'zoVgl. hierzu Arnd Bauerkömper, Landwirtschaft und ländliche Gesellschaft in der Bundesrepublik in den 50er Jahren, in:
Schildt/Sywottek (Hg.), Modernßierung, S. 188-206.
t'zlZitiert nach Schönhoven, Gewerkschaften, S. 197.
l"Die Darstellungfolgt Alexander Kluge, Agrarwirtschaft und löndliche Gesellschaft im 20. lahrhundert, München 2005 sowie Bauer-
kämpex Landwirtschaft und ländliche Gesellschaft.



Die Forderungen der GGLF, dass sich die verbesserten Rahmenbedingungen in der Landwirtschaft
endl ich auch in höheren Löhnen für die hier beschäft igten Arbeitnehmer widerspiegeln müssten,
stießen auf Arbeitgeberseite erwartungsgemäß auf wenig Verständnis. 1950forderte der GGLF-
Vorsitzende Greve angesichts der Weigerung der Arbeitgeberverbände ein Einschreiten des Staa-
tes, um durch ein , ,Mindestarbeitsgesetz" die Löhne der Landarbeiter zu erhöhen - angesichts der
anhaltenden Diskussion um Mindest löhne sicherl ich eine äußerst, ,modern" anmutende Forderung.
lmmerhin konnten im selben Jahr die Ecklöhne in al len Ländern der Bundesrepubl ikvon 65 auf 75
Pfennig pro Stunde erhöhtwerden, allerdings erst, nachdem sich in Urabstimmungen in Bayern
und im Raum Heidelberg-Mannheim mehr als 90 Prozent der Befragten für Streiks ausgesprochen
hatten. Auch die zu diesem Zeitpunkt noch vorhandenen, besonders klägl ichen Frauenlöhne wur-
den erhöht, von 43 auf 50 Pfennig.

Am 24. 0kober 1950 kam es dann zu einer als ,,Hammer Erklärung" bekannt gewordenen Entschlie-
ßung der Spitzenorganisationen der landwirtschaftlichen Arbeitgeber und Arbeitnehmer zur Agrar- und
Sozialpolitik, die in den folgenden Jahren für erheblichen Zündstoff zwischen den Tarifparteien sorgen
sollte. Hierin forderten die Arbeitgeber- und -nehmerseite übereinstimmend eine deutliche Erhöhung
für die immer noch staatlich festgelegten Preise für Grundnahrungsmittel. Zugleich erklärten sich die
Arbeitgeber bereit, ,,dass sie alle Mittel, die ihr auf Grund der Forderungen in dieser gemeinsamen

Hammer Erklärung der Sozialpartner zuf l ießen, ausschl ießl ich zur Hebung des Landlohnes benutzen
werde[n]." Und tatsächlich sah das bald darauf, am 17. Februar 1951, von Bundeskanzler Adenauer
vorgestellte sogenannte RhöndorferAgrarprogramm deutliche Preiserhöhungen bei Getreide, Milch,
Butter und Zuckerrüben vor, die der Landwirtschaft einen Einnahme-Zuwacl1s von rund einer Milliarde
DM bringen sollten. Die Arbeitgeber versprachen nun, die schmalen Landarbeiterlöhne in drei Etappen
um 25 Prozent aufzubessern, sobald Adenauers Preiskonzessionen wirksam würden.rß

Tatsächlich jedoch entsprachen die Arbeitgeber einer dementsprechenden Forderung der GGLF nur in
der ersten Etappe, in der die durchschnit t l ichen Ecklöhne um 15 Prozent von 75 auf 86 Pfennig pro

Stunde angehoben wurden. Sie argumentierten, dass die in der Tat offenbar nur schleppend umgesetz-
ten Preiserhöhungen für landwirtschaftliche Produkte weit hinter dem angekündigten Volumen zurück-
geblieben seien. Weitere Lohnerhöhungen wurden venrueigert, Die GGLF erblickte darin einen eklatan-
ten Bruch der Vereinbarung von Hamm und rief ihre Mitglieder zum Streik auf. Schwerpunktmäßig im
Bezirk Niedersachsen traten rund 20.000 Landarbeiter in einen Ausstand. Die Auseinandersetung
wurde mit großer Härte geführt und fand eine breite publizistische Resonanz, wobei die Gewerkschaft
angesichts der immer noch prekären Nahrungsmittelsituation das Wohlwollen der Öffentlichkeit wohl
nicht auf ihrer Seite hatte. Schon am ersten Streil(ag sperrten zahlreiche Großbauern ihren Arbeitern
die bisher im Lohn enthaltenen Lebensmittel. Zahlreiche Melker Traktorführer und einfache Landarbei-
ter wurden umstandslos entlassen, ganze Familien verloren von heute auf morgen ihre Wohnungen auf
den Höfen und zum Teil entlud sich die aufgeheizte Stimmung in Handgreiflichkeiten zwischen den auf-
gebrachten Beschäftigten und den nicht minder in Rage geratenen bäuerlichen Arbeitgebern. Unter

Tarifpolitik der
GGLF

,,Hammer
Erklärung"

Streik in
Niedersachsen

tBZu den näheren Umstönde der Preisdebatte fur Nahrungsmittel im lahr 1951 vgl. "Milchkrieg\ in: Der Spiegel v. 8. August 1951, S. 5-7.



Mindestarbeits-
bedingungen

diesen Umständen konnte die GGLFden Streiktrotz Unterstützung durch den DGB zu keinem erfolgrei-
chen Abschluss bringen. lm Oktober 1951 flaute der Ausstand ab, ohne greifbare Edolge gebracht zu
haben. Zuvor hatte GGLF-Chef Greve vergebl ich an Bundeskanzler Adenauer appel l iert ,  schl ichtend in
den Arbeitskampf einzugreifen.

lmmerhin bewirkten die Erfahrungen mitdem Streik,  dass entsprechend den nichtzuletztvon der
GGLF verfochtenen Forderungen am 23. November 1951 ein , ,Gesetz über die Fest legung von Min-
destarbeitsbedingungen" verabschiedet wurde.12a Das heute zwar immer noch gült ige, aber weithin
vergessene Regelwerk er laubte es dem Arbeitsminister ium, Mindestarbeitsbedingungen zu def i-
nieren, wenn a) Gewerkschaften oder Vereinigungen von Arbeitgebern für den Wirtschaftszweig
oder die Beschäft igungsart  nicht bestehen oder nur eine Minderheit  der Arbeitnehmer oder der
Arbeitgeber umfassen und b)die Festsetzung von Mindestarbeitsbedingungen zur Befr iedigung der
notwendigen sozialen und wirtschaft l ichen Bedürfnisse der Arbeitnehmer erforderl ich erscheint
sowie c) eine Regelung von Entgelten oder sonst igen Arbeitsbedingungen durch Al lgemeinverbind-
l icherklärung eines Tari fvertrags nicht erfolgt  ist .  Es ziel te vor al lem auf eine Regelung der Beschäf-
t igungsverhältnisse in der Landwirtschaft .

Die konkreten Auswirkungen des von einer brei ten Mehrheit  verabschiedeten neuen Regelwerkes
(die meisten Abgeordneten der CDU/CSU st immten mit  den Sozialdemokraten gegen ihre Koal i t i -
onspartner aus FDP und Deutscher Partei  und damit gegen die Hardl iner der Agrar lobby) auf die
konkre ten  Lebensbed ingungen der  länd l i chen Arbe i tnehmer  b l ieben in  den fo lgenden Jahren
gering. Dass es überhaupt verabschiedet wurde, zeigte, wie schwier ig sich die tar i fpol i t ischen
Durchsetzungen mater iel ler Verbesserungen für die Beschäft igten des Agrarbereichs in den
1950er-Jahren gestal teten. Angesichts der rapiden Strukturveränderungen in der Landwirtschaft
sol l te sich die gewerkschaft l iche Lohnpol i t ik im Agrarsektor auch in den folgenden Jahren al les
andere als einfach erweisen.

Zunächst jedoch sol l  ein Bl ick auf die , ,abgebrochene" gewerkschaft l iche Entwicklung auf dem
Gebiet der sowjet ischen Besatzungszone bzw. der DDR geworfen werden.

(3) Auf der Schattenseite des ,,Eisernen Vorhangs"

Auch in der sowlet ischen Besatzungszone (SBZ) hatten sich noch in den letzten Kriegstagen auf
lokaler Ebene gewerkschaft l iche Vorformen und provisor ische Betr iebsvertretungen herausgebir-
det,  die mit  dem ,,Befehl Nr.  2" der sowjet ischen Mil i täradministrat ion vom 10. Juni 1945 überra-
schend schnel l legi t imiertwurden. NurvierTage später konst i tuierte sich in Berl in ein,,Vorberei-
tender Gewerkschaftsausschuss",  der programmatisch moderate Töne anschlug, personel l  indes
berei ts von den aus Moskau nach Deutschland entsandten KPD-Führern um Walter Ulbr icht und
Wilhelm Pieck dominiert  wurde.r25 Schon vom 9. bis 1 1. Februar 1946 fand der Gründungskong ress

tuBGBI. 1952, I, S. 7 f.
1'5Vgl. Schönhoven, Geschichte, S. 200 f. sowie die nunmehr ausführliche Darstellung von Chrßtoph Klefmann, Arbeiter im ,,Arbeiter-
staat" DDR. Deutsche Traditionen, sowjetisches Modell, westdeutsches Magnetfeld (19a5-1971), Bonn 2007.



des ,,Freien Deutschen Gewerkschaftsbunds (FDGB)" in Berlin statt. Er trat als Einheitsgewerk-
schaft mit zentralisierter Führungskompetenz an die Stelle der bisherigen Richtungs- und Berufs-
verbände und sollte den ,,antifaschistisch-demokratischen Neuaufbau" fördern. Die Mitgliederzahl
des FDGB betrug Ende 1946 berei ts ca. v ier Mi l l ionen Menschen.

Wenig später konstituierte sich auf der 1. Zentraldelegiertenkonferenz am 15./16.6.1946 in Halle mit
der, , lG Land- und Forstwir tschaft"  (als lG 10 im FDGB) auch eine 0rganisat ion der ostdeutschen
Arbeitnehmer im Agrarbereich,r26 Sie zählte zu diesem Zeitpunkt 167.065 Mitgl ieder.  Zum ersten Vor-
si tzenden wurde mitWil l i  Hübner ein ehemaliger Funkt ionär des DLV gewählt .  Er hatte bis zur
Zwangsvereinigung von KPD und SPD, die im Apri l  des Jahres gegen den erklärten Wil len einer
großen Mehrheit der SPD-Mitglieder stattgefunden hatte, wie bereits in der Weimarer Republik der
Sozialdemokrat ie angehört  und bemühte sich, einen gegenüber den neuen Machthabern unabhän-
gigen Kurs zu steuern. Nicht zuletzt  aufgrund seiner Ini t iat ive fand am 1. und 2. 0ktober 1947 die
erste (und einzigel Interzonenkonferenz der Gartenbau-,  Land- und Forstarbeitergewerkschaften
Deutschlands im Haus des FDGB-Bundesvorstandes in der Berl iner Inval idenstraße statt .  In einem
Grußwort betonte Hübner nachdrücklich den Einigungswunsch der Gewerkschaften über die
Zonengrenzen hinweg.l27

Vor dem Hintergrund des aufkeimenden Kalten Kriegs l iefen die gewerkschaft l ichen Bemühungen,
eine gesamtdeutsche Interessenvertretung der Arbeitnehmer ins Leben zu rufen, ins Leere. Eine
letzte gewerkschaftliche Interzonenkonferenz im August 1948 in Enzisweiler bei Lindau scheiterte
am mittlerweile diametral entgegengesetzten Selbstverständnis der Gewerkschaftsorganisationen
in Ost und West.r28 Die Tei lung Deutschlands und die Tei lung Berl ins sowie die Entscheidung der
Sowjets, in ihrer Besatzungszone einen Sozialismus gemäß marxistisch-leninistischen Prinzipien
aufzubauen, machten schl ießl ich auch die Tarnung des FDGB als parteiunabhängiger Gewerk-
schaftsbund überf lüssig. Die ursprüngl ich gehegte Hoffnung vieler sozialdemokrat ischer und unab-
hängiger Gewerkschafter,  die Interessen der ostdeutschen Beschäft igten in eigenständigen und
regierungsunabhängigen Gewerkschaftsorganisat ionen vertreten zu können, zerschlug sich nun
endgült ig.  Auf seinem 3. Kongress 1950 bekannte sich der FDGB auch formal zu dem, was er im
Grunde von Beginn an gewesen war, die Gewerkschaft einer Partei: ,,Die Gewerkschaften aner-
kennen [ . . . ]d ie  führende Ro l le  der  Par te iderArbe i te rk lasse ,  der  Soz ia l i s t i schen E inhe i tspar te i
Deutschlands.zr2e Für unabhängige Gewerkschafter wie Wil l i  Hübner war in einer solchen 0rgani-
sation kein Platz.

126Vgl. hierzu insbes. die materialreiche Darstellung von Lothar Lindner/Hermann Hunger, lm Rückblick, Bd. V Die Industriegewerk-
schaft Land und Forst in der sowjetischen Besatzungszone 1945-1949. Die Gewerleschaft Land und Forst - ab 1968 Gewerlcschaft Land,
Nahrungsgüter unil Forst - in der Deutschen Demokratischen Republik bß 1990, hrsg. von iler IG BAU, Frankfurt a. M. 2000,
L?Vgl. Willi Hübner, Zum GruJ3!, in: Der Lanil- und Forstarbeiter (Mitteilungsblatt der IG Land- und. Forstwirtschaft), Nr. 9, Septem-
ber 1947. S. L
1282u den lnterzonenkonferenzen vgl. insbes.: Quellen zur Geschichte der deutschen Gewerlachaftsbeweguhg im 20. Iahrhundert, Bd. 14,
Die Interzonenkonferenzen der deutschen Gewerkschaften 1946-1948, Bonn 2007,
l'zeZitiert nach: FDGB, Bundesvorstand (Hg.), Geschichte des FDGB, Berlin (DDR) 1982,5.361.
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, Wilfi Hübner (20.04.1896-04.12.1979) 130

Wil l i  Hübner wurde in Rixdorf  bei  Berl in als Sohn eines Krankenkassenangestel l ten geboren.
Nach dem Besuch derVolksschule und des Realgymnasiums absolvierte ereine Lehre als kauf-
männischer Angestel l ter,  von 1909-1914 arbeitete er als Seemann. Nach der Tei lnahme am Ers-
ten Weltkr ieg trat  er 1919 der SPD bei und wurde im selben Jahr vom DLV als Gewerkschaftsse-
kretär eingestel l t ,  von 1924-33 amtiefte er als Gaulei ter.  Nach 1933 betät igte er sich i l legal in
Berl in-Köpenick und in Kiel .  Um seinen Lebensunterhaltzu verdienen, schlug er sich bis 1939 als
Geflügelfarm- und Kleint ierzüchter durch, im Apri l  1939 ging der ehemalige Seemann zur Marine.
1945 trat er erneut der SPD in Berl in-Köpenick bei und wurde hier im folgenden Jahr zum
Bezirksverordneten gewählt .  Ab Sept.1945 arbeitete er als Referentfür Landarbeiterfragen in
der Zentralverwaltung für Land- und Forstwirtschaft der SBZ.

Auf der 1. Zentraldelegiertenkonferenz der, , lG Land- und Forstwir tschaft"  am 15. i16.6.1946 in
Hal le wählten ihn die Delegierten zum 1. Vorsi tzenden des Zentralvorstands. Als dieses Amt ein
Jahr später an einen Kommunisten überging, wurde er zum 2. Vorsi tzenden , ,zurückgestuft" .
1946147 gehörte er zudem dem FDGB-Bundesvorstand an. lm Januar 1948 trat er von diesem Amt
zurück, im Oktober gab er auch den Posten des 2. Vorsi tzenden der lG Land- und Forstwir tschaft
auf.  ln der Folgezeit  war er als Angestel l ter des Bezirksamtes Berl in-Kreuzberg tät ig.

lm Apri l  1949 wurde er Beisi tzer im Vorstand der mit t lerwei le als eigenständige Konkurrenz zum
FDGB in Berl in gegründeten,,Unabhängige Gewerkschaftsorganisat ion".  Von 1949 bis 1957 war
er Vorsi tzender des Hauptbetr iebsrates des Senats von West-Berl in,  von 1950 bis 1958 zudem
Abgeordneter der Stadtverordnetenversammlung bzw. des Berl iner Abgeordnetenhauses (SPD).

Nach dem gescheiterten Aufstand in der DDR am 17. Juni 1953 wurden dann die letzten verbl iebe-
nen, auf Unabhängigkeit  bedachten Gewerkschaftsfunkt ionäre endgült ig als , ,Kapitulanten" oder

, ,Westagenten" di f famiert  und ihrer Amter enthoben. Der FDGB wurde damit endgült ig zu einer par-
tei  gesteu e r ten D D R- M a ssen orga n isat ion.

Dennoch schne l l ten  d ie  Mi tg l iedszah len  des  FDGB in  den fo lgenden Jahren we i te r  in  d ie  Höhe,  b is
sch l ieß l i ch  nahezu a l le  Arbe i tnehmer  in  der  DDR unter  se inem Dach versammel twaren.  Denn d ie
Zugehörigkeit  zu einer ihrer Gewerkschaften erwies sich in vieler lei  Hinsicht als . ,nützl ich" für die
Werktät igen: Zum einen bewies sie ein Mindestmaß an von der SED gefordertem ,,gesel lschaft l i -
chem Engagement " ;zum anderen s te l l ten  d ie  0 rgan isa t ionen schon ba ld  unentbehr l i che  In f ra -
strukturmaßnahmen für die Bevölkerung zur Verfügung. So entwickelte sich der FDGB mit  seinen
zahlreichen Ferien- und Erholungsheimen sehr schnel l  zum mit  Abstand größten Urlaubsanbieter in
der  DDR.

l3aAngaben nach Gerd-Rüdiger Stephan/Andreas Herbst /Christine Krauss (Hg.), Die Parteien und Organisationen der DDR. Ein
Handbuch, Berlin 2002 sowie lacques Schwarz, HPR Vorsitzende, in: Hauptpersonalrat für die Behörden, Gerichte und nichtrechtsfähi-
gen Anstalten des Landes Berlin (Hg.), Mitbestimmen - Mitgestalten - Mittendrin. 50 lahre Personalvertretungsgesetz Berlin 50 Jahre
Mitbestimmung im ffintlichen Dienst des Landes Berlin, S. 37 38.



Innerhalb des FDGB wurden die Arbeitnehmer des Agrarsektors dann 1968 mit  den bis zu diesem

Zeitpunkt in einer , ,Gewerkschaft  Handel,  Nahrung und Genuss" organisierten Beschäft igten der

Lebensmittel industr ie zu einer , ,Gewerkschaft  Land, Nahrungsgüter und Forst" zusammenge-

schlossen. Frei l ich verfügten die im FDGB vereinigten Einzelgewerkschaften schon lange kaum

mehr über ein nennenswertes organisator isches Eigenleben.

Die Spannung zwischen sowiet i -
schem Mode l l  und deutscher
Tradit ion, zwischen dem FDGB als
Träger von Produkt ionskampagnen
und als Interessenorganisat ion von

Lohnabhängigen verschwand al ler-
dings nie vol lständig. Doch erst
1989/90 konnten die Arbeitnehmer
in 0stdeutschland erneut an die
verschütteten Traditionen gewerk-

schaft l icher Selbsthi l fe anknüp-
f  en .131

l3tEine Sozialgeschichte dieser Mtssenorganisation, die 1988 mit rund 9,6 Millionen Mitgliedern nahezu die gesamte arbeitende BevöI-

kerung der DbR umfasste, steht ebenso aus wie eine Darstellung der zuletzt allerdings kaum mehr als auf dem Papier bestehenden Ein'

zelveiönde. Zur Agrargeschichte der DDR vgl. Arnd Bauerkömper, Löndliche Gesellschaft in der kommunistischen Diktatur, Köln

2002.
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